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#GemeinsameSache
Die Beschäftigten der Alten -
pflege haben mehr verdient.
Dafür gibt es viele Gründe.
Einige davon haben Kolleginnen
und Kollegen beim Aktionstag
am 17. Juni vor dutzenden
Pflege  einrichtungen dargestellt.
Pflegebedürftige Menschen und
ihre Angehörigen, Gewerkschaf -
ter*innen und Politiker*innen
machten plakativ deutlich,
warum sie an der Seite der
Beschäftigten stehen. Gemein -
sam fordern sie bessere Arbeits -
bedingungen, gute Bezahlung
und eine solidarische Finanzie -
rung. Der Aktionstag war der
Auftakt für das ver.di-Projekt
#GemeinsameSache für eine
solidarische Altenpflege.

Arbeitgeber und
politisch Verant -
wortliche haben

es in der Hand: Wenn sie für gute
Arbeits bedingun gen sorgen, ent-
scheiden sich mehr Menschen für die
Pflege und Fach kräfte bleiben im
Beruf. Deshalb muss unter anderem
zügig eine bedarfsorientierte, bun-
desweit einheitliche Personal aus   stat -
tung  ver bindlich vorgeschrieben
 werden. Damit pflegebedürftige

Men schen gut versorgt werden und
Beschäftig te trotz an spruchsvoller
Arbeit gesund bleiben.

Pflege erfordert
ein hohes Maß
an Professiona li -

tät, Engage ment und Verantwor tung.
Das muss auch finanziell honoriert
werden. Doch insbesondere kommer-
zielle Anbieter verweigern ihren Be -
schäftigten anständige Löhne und
gute Arbeits bedingungen, abgesi-
chert durch einen Tarifvertrag. Um
dieses Lohndumping zu unterbinden,

Trotz und wegen der Corona-Pandemie sind auch am
diesjährigen 12. Mai Beschäftigte aus dem Gesund -
heits wesen in vielen Städten zum »Tag der Pflegenden«
auf die Straße gegangen. Unter Beachtung des Ab stands -
gebots haben sie deutlich gemacht, was sie erwarten:
dass Arbeitgeber und politisch Verantwortliche nicht nur
klatschen, sondern endlich handeln. b

https://tinyurl.com/yc69zx2h

Protest mit Abstand

bedürftigen Men schen und ihrer
Angehörigen gehen. Schon jetzt kos-
tet ein Pflegeheim platz durchschnitt-
lich 1.940 Euro, davon sind 731 Euro
Pflegekosten (Stand Januar 2020). Die
Eigen anteile  müssen sofort gedeckelt
werden. Mittelfristig braucht es eine
Soli darische Pflege garantie: Alle
Bürger*innen zahlen entsprechend
ihrem Einkommen  solidarisch ein –
und jede*r pflegebedürftige Mensch
erhält garantiert die pflegerischen
Leistungen, die er oder sie braucht. b

gemeinsamesache.verdi.de

verhandelt ver.di gemeinsam mit der
Bundesvereinigung der Arbeitgeber in
der Pflegebranche (BVAP) einen Tarif -
vertrag über Mindestbedin gun gen,
der dann auf die gesamte Altenpflege
erstreckt werden soll. Überall dort,
wo bereits gute umfassende Tarifver -
träge bestehen, bleiben diese selbst-
verständlich erhalten.

Die Kosten für
Personal, eine
angemessene

Bezahlung und gute Arbeits bedin gun -
gen dürfen nicht zu Lasten der pflege-
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Pflegekräfte und pflegebedürftige Menschen 
halten zusammen (hier am 17. Juni in Berlin).

APZ Main-Kinzig-Kreis in Rodenbach
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Chronologie eines Erfolgs
Corona-Prämie für alle in der Altenpflege

Ab Juli 2020 wird es bundes-
weit in allen Einrichtungen und
Diensten der Altenpflege eine
einmalige Sonderprämie für alle
Beschäftigten geben. Sie ist
nach Arbeitszeit und Tätigkeit
gestaffelt und beträgt bis zu
1.500 Euro. Wie ist es dazu
gekommen?

27. März: Der ver.di-Vorsitzende
Frank Werneke fordert für die Be -
schäftigten aller versorgungsrelevan-
ten Bereiche eine besondere Aner -
kennung von zusätzlich 500 Euro je
Monat, steuerfrei.

6. April: Die Bundesvereinigung der
Arbeitgeber in der Pflegebranche
(BVAP) folgt dem Appell und verein-
bart mit ver.di Eckpunkte eines
Tarifvertrages für eine einmalige
Sonderprämie von bis zu 1.500 Euro.
Damit die Beschäftigten aller Ein -
richtungen davon profitieren, wollen
beide Seiten beim Bundesarbeits -
ministerium die Allgemeinverbind -

lich keit des Tarifvertrags beantragen.
Die Bundesminister für Gesundheit
und Arbeit, Jens Spahn (CDU) und
Hubertus Heil (SPD), greifen die
Initiative auf und fordern ver.di und
die Arbeitgeber auf, einen gemein -
samen Vorschlag für eine gesetzliche
Prämie zu erarbeiten.

14. Mai: Der Bundestag beschließt
eine Prämie für alle Beschäftigten in
der Altenpflege, unabhängig davon,
ob sie bei einem kommerziellen

Arbeitgeber  arbeiten, bei einem
Wohlfahrts verband oder einer kom-
munalen Einrichtung. Davon profitie-
ren nicht nur Pflege kräfte, sondern
alle Kolleginnen und Kollegen in der
Altenpflege. Fast alle Bundesländer
haben bereits beschlossen, die
Prämie auf bis zu 1.500 Euro aufzu-
stocken. Ohne die Tarifinitiative von
ver.di wäre es nicht dazu gekommen. 

Es geht weiter: Die Prämie ist eine
finanzielle Anerkennung für eine

besonders herausfordernde Zeit. Sie
ersetzt keine faire monatliche Ver -
gütung für diese anspruchsvolle und
wichtige Arbeit. 

Deshalb macht sich ver.di stark für:
• einen flächendeckenden Tarif -
vertrag zu Mindestbedingungen in
der Altenpflege,

• eine bundeseinheitliche und am
Bedarf orientierte verbindliche
Personalausstattung sowie

• eine Solidarische Pflegegarantie;
damit die Sozialversicherung alle
pflegebedingten Kosten trägt 
und von allen Bürgerinnen und
Bürgern solidarisch finanziert wird.

Klar ist zudem: Nicht nur die
Beschäftigten in der Alten -
pflege haben eine Prämie ver -
 dient, sondern alle Kolleg *in -
nen im Gesundheits- und
Sozialwesen. b

Alle Infos zur Prämie: 
t1p.de/corona-praemie

stehen, länger kaum aushaltbar ist.
Die Situation hat sichtbar gemacht,
wie prekär und gefährlich dieses
Modell ist. Und das war es auch vor-
her schon.

Gefährlich für wen?
Sowohl für die pflegebedürftigen
Menschen als auch für die Beschäf -
tigten. Die allermeisten von ihnen
sind keine ausgebildeten Pflege kräf te.
Zum einen ist daher die Quali tät der
Versorgung nicht gesichert. Zum
anderen basiert dieses Modell auf
systematischem Gesetzesbruch. Denn
dass eine Beschäftigte Pflege und
Betreuung rund um die Uhr an sieben
Tagen die Woche sicherstellen soll, ist
überhaupt nicht möglich, ohne dass
zum Beispiel gegen das Arbeitszeit -
gesetz verstoßen wird. Das Mindest -
lohn gesetz wird ebenfalls nicht einge-
halten. Dass es auch für die Live-in-
Kräfte gilt, hat kürzlich das Berliner
Arbeitsgericht in erster Instanz bestä-

Gefährliches
Modell
Hunderttausende pflegebedürf-
tige Menschen in Deutschland
werden von ausländischen
Beschäftigten im sogenannten
Live-in-Modell betreut. In der
Corona-Pandemie wollten oder
konnten etliche von ihnen nicht
mehr ins Land. Welche Folgen
hatte das?
Dietmar Erdmeier: Zehntausende
pflegebedürftige Menschen und ihre
Angehörigen standen plötzlich ohne
Versorgung da, weil die »Ablösung«
nicht gekommen ist. In der Regel
bleiben die Kolleginnen maximal
drei Monate, dann kommen neue –
auch, weil diese Situation, in einem
fremden Haushalt zu leben und
rund um die Uhr zur Verfügung zu

»Live in« in der Krise nären Langzeitpflege hohe Eigen -
anteile fällig werden (siehe Seite 1). 
Auch im ambulanten Bereich
 decken die Leistungen der Pfleg e -
versiche rung häufig die tatsäch -
lichen Be darfe insbesondere bei der
Betreu ung der pflegebedürftigen
Person nicht ausreichend ab. Vor
diesem Hintergrund weichen viele
auf Live-in-Kräfte aus, zumal damit
eine 24-stündige Erreichbarkeit
geschaffen werden soll, die ein
ambulanter Pflegedienst derzeit
kaum leisten kann. Noch befördert
wird dies durch die Zweckentfrem -
dung des Pflegegelds, das eigent-
lich nur eine Aufwandsentschädi -
gung für die ehrenamtliche Pflege
von Ange hörigen ist, aber für die
Bezahlung externer ausländischer
Betreuungs kräfte verwendet wird.
Wie problematisch das ist, sieht
man spätestens jetzt. b

https://tinyurl.com/y97acfud

tigt. Eine bulgarische Kollegin hatte
mit Unterstüt zung von ver.di erfolg-
reich auf Lohnnach zah lung geklagt.

Warum wird dieser
Gesetzesbruch von den politisch
Verantwortlichen geduldet?
Weil auf diese Weise die Lücken des
Versorgungssystems übertüncht wer-
den. Die Pflegeversicherung deckt
die pflegebedingten Kosten nicht
vollständig ab, weshalb in der statio-
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Dietmar Erdmeier, Bereich
Gesundheitspolitik in ver.di –
er ist unter anderem für die
EU-Politik zuständig.
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Beschäftigte alleingelassen
Folgen der Corona-Pandemie in Pflegeeinrichtungen

»Es war für uns alle eine schwe-
re Zeit«, blickt die Betreuerin
Melanie Sauer* auf die Zeiten
des »Lockdowns« während der
Corona-Pandemie zurück. In
ihrem Pflegeheim im sächsi-
schen Zwickau hätten Ange -
hörige und Bewohner*in nen zu
Beginn noch Verständnis für das
rigorose Besuchsverbot gehabt.
Einige seien aber zunehmend
aggressiv geworden – und hät-
ten ihren Frust an den Beschäf -
tigten ausgelassen. »Mache
Angehörige haben sich Zutritt
zum Haus verschafft, andere
haben uns beschimpft. Das war
eine extreme Belastung«,
berichtet Sauer. 

Von der Unternehmensleitung hätten
sich die Beschäftigten in dieser Situ a -
tion alleingelassen gefühlt. Das betraf
besonders das fehlende Schutz mate -
rial. »Ob Handschuhe, Kittel, Des -
infek tionsmittel oder Mundschutz –
am Anfang hatten wir fast nichts.« In
ihrer Freizeit nähten die Beschäftigten
daraufhin selbst hunderte Masken,
um sich und die Bewohner*innen
zumindest einigermaßen schützen zu
können. Als endlich Schutzkleidung
geliefert wurde, gab es fast alles nur
in Größe L. Die Hausapotheke des

Klinikkonzerns, dem das Pflegeheim
angeschlossen ist, fing an, Desinfek -
tions mittel herzustellen, doch dieses
»brennt wie Hölle«. Inzwischen hat
sich die Lage etwas beruhigt. Bei
einer zweiten Welle würde das
Material nach Berechnungen des
Betriebsrats aber auch jetzt nur für
etwa anderthalb Wochen reichen.

Ein Problem sei zudem das völlig
unterschiedliche Vorgehen der Ge -
sundheitsämter, klagt die 39-Jährige.
Niemand habe die Testung von
Beschäftigten und Bewoh ner*innen
bezahlen wollen, die mit potenziell

Infizierten in Kontakt waren. Die
Informations politik des betrieblichen
Krisenstabs nennt Sauer »miserabel«.
Trotz mehrfacher Nachfragen sei die
Interessenvertretung nicht einbezo-
gen worden. »Ein Unding«, findet die
Betriebsrätin.

Auch Maike Simon*, die in einem süd-
hessischen Pflegeheim arbeitet, be -
klagt den Mangel an Masken, Kitteln
und Handschuhen, die meist nur in
der falschen Größe, manchmal gar
nicht in ausreichender Zahl vorhanden
seien. Die gelernte Kranken pflegerin
wurde über die Ostertage per An -

ordnung des Gesundheits amtes zum
Dienst verpflichtet, weil das Team
einer Demenzstation wegen der
Infektion einer Bewohnerin komplett
in Quarantäne musste. »Weil es bei
uns keinen Tarifvertrag gibt, haben in
den vergangenen Monaten massen-
haft Fachkräfte gekündigt. Daher war
die Personalsituation bereits vor 
der Pandemie extrem schlecht. Klar,
dass in einem solchen Fall dann der
Notstand ausbricht«, sagt sie.

Von den politisch Verantwort lichen
kam in dieser Situation ebenfalls
keine Hilfe. Im Gegenteil: Bundes -
gesund  heitsminister Jens Spahn
(CDU) setzte die Personalschlüssel in
der stationären Pflege vom 19. März
bis Ende September aus. »Aus vielen
Ein rich tungen hören wir, dass die
 Unter  neh men das nutzen, um Kosten
zum Beispiel für Leiharbeit zu spa-
ren«, berichtet Matthias Gruß, der bei
ver.di auf Bundesebene für die Alten -
pflege zuständig ist. »Die Beschäftig -
ten der Altenpflege mussten die Krise
und die Fehler der Vergangenheit
aus baden. Das darf nicht noch einmal
passieren.« b

gesundheit-soziales.verdi.de/
coronavirus
* Namen von der Redaktion geändert.

Die Massenproteste gegen Rassismus und Polizeigewalt in den USA reißen
nicht ab. Unterstützt werden sie von den Gewerkschaften der Gesundheits -
beschäftigten, die sich klar gegen rassistische Diskriminierung positionieren.
»Diese Nation befindet sich am Scheideweg«, sagte die Vorsitzende der
Gewerkschaft »National Nurses United«, Bonnie Castillo, nach der Tötung
von George Floyd durch einen Polizeibeamten in Minneapolis im US-
Bundesstaat Minnesota. Es sei längst überfällig, dass die Vereinigten Staaten
dem »systematischen Rassismus begegnen«. Die Gewerkschaft SEIU-UHW
verwies auf die gesundheitlichen Folgen der Diskriminierung, die sich in der
Corona-Pandemie zeige: »Der Anteil der Afro-Amerikaner an den Todesfällen
durch Covid-19 ist fast  doppelt so hoch wie an der Gesamtbevölkerung –
eine Folge historischer Ungleichheit, überproportionaler Armut, begrenzten
Zugangs zu Gesund heitsversorgung und eines größeren Anteils an system -
relevanten Beschäf tig ten, die während der Pandemie arbeiten mussten.« b
https://tinyurl.com/ybvfoof8

Gegen Rassismus
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Protest von Pflegekräften vor dem Weißen Haus
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Dieses Mal fiel die Wahl zur »Goldenen Bett -
pfanne« nicht schwer: Der Tübinger Ober -
bürger meister Boris Palmer (Grüne) drängte
sich förmlich auf. Im Sat.1-Frühstücks fern -
sehen erklärte er Ende April: »Ich sage 
es Ihnen mal ganz brutal: Wir retten in
Deutschland  möglicherweise Menschen, die
in einem  halben Jahr sowieso tot wären –
aufgrund ihres Alters und ihrer Vorer krankun -
gen.« Zynischer geht es nicht. Auch die halb-
gare Entschuldi gung, falls er sich »da miss-
verständlich oder forsch ausgedrückt« habe, 
tue es ihm leid, macht es kaum besser.
Ausscheidungen entsorgen bitte! b

Termine

Achtung: ver.di-Fachtagung
Altenpflege 22./23.September
2020 in Leipzig wurde wegen der
Corona-Pandemie abgesagt!
Neuer Termin: 22./23. Februar
2021 in Leipzig

Seminar »Entlastung durch
mehr Personal in der Alten -
pflege« 
25. bis 27. November 2020 in
Saalfeld

ver.di-Aktionstag Altenpflege
am 18. November 2020

„Goldene
Bettpfanne“

nehmer*innen meist keinen Einfluss.
Trotz dieser Erfahrungen wollen man-
che Landesregierungen nun ebenfalls
Pflegekammern einrichten – so in
Hamburg, Nordrhein-West falen und
Baden-Württemberg. In ver.di organi-
sierte Pflegekräfte warnen davor, die
Fehler zu wiederholen. Und sie ver-
weisen auf das Beispiel Bayern: Dort
kommt die Vereinigung der Pflegen -
den ohne Pflichtmitglied schaft und
Zwangsbeiträge aus. Das hindert sie
nicht daran, ihre Stimme im Sinne
der beruflich Pflegenden zu erheben,
zum Beispiel in der Frage der  Vor -
 be haltsaufgaben für die Fach-
pflege. b

https://tinyurl.com/y79vzdtl

In Niedersachsen musste die im Auf -
trag des Landessozialministeriums
durchgeführte Befragung wegen
einer Datenpanne abgebrochen wer-
den. Noch dazu sorgte die Frage -
stellung für Verwirrung und Empö -
rung. Und in Rheinland-Pfalz hat die
Landes pflege kammer erstmals eine
Berufs ordnung verabschiedet, die
den Druck auf die Beschäftigten
erhöht statt ihn zu verringern. Zum
Beispiel verpflichtet sie Pflegekräfte
zu einer fälschungssicheren Doku -
men tation des Pflegeprozesses,
dabei haben sie darauf als Arbeit -

Pflegekammern lösen die Probleme
der Pflege nicht. Diese These findet
derzeit vielfältige Bestätigung. Ob in
Rheinland-Pfalz, Niedersachsen oder
Schleswig-Holstein – wo Landes -
pflege kammern eingerichtet wurden,
haben diese bisher nichts zu Verbes -
serung der Situation beigetragen. 
Im Gegenteil: Im Norden stehen die
Kam mern massiv in der Kritik. Nach
Protesten haben die Landesregierun -
gen dort beschlossen, vorübergehend
keine Mitgliedsbeiträge mehr zu
erheben und alle Pflegekräfte über
die Kammern abstimmen zu lassen.

ver.di und die Internationale Hoch -
schule Bad Honnef kooperieren bei
einem Forschungsprojekt zu gesunden
Strukturen und gesundem Ver halten in
der Altenpflege. Es werden betriebliche
Interessenvertretungen befragt. Der
»BGM-Branchenkompass« soll einen
realistischen Einblick in Lebens- und
Arbeits welten liefern und dabei helfen,
die betrieb liche Gesundheitsförderung
zu ver bessern. b

https://tinyurl.com/ycc58dnn

Studie zu
Gesundheit

KooperationsprojektPflegekammern

Boris Palmer

Aus Fehlern nicht klug

Sende die Lösung ein und gewinne ein ver.di-Präsentpaket, per Mail: matthias.gruss@verdi.de oder postalisch: ver.di Ressort 9, z.Hd. Matthias Gruß, Paula-Thiede-Ufer 10,
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 31. September 2020. Wir gratulieren Andreas Michaelis aus Schwalmstadt zum Gewinn des Preisausschreibens in der letzten Ausgabe.
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Suchbild – Finde die 10 Fehler, 
die sich eingeschlichen haben
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